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Bund Naturschutz
Kreisgruppe WM-SOG

Hofstraße 6, 82362 Weilheim

Tel.: 0881/2995

Fax: 0881/927 83 45

email:
bn.weilheim@t-online.de
www.weilheim-
schongau.bund-naturschutz.de

Sonntag, 29. Mai,
9.30 Uhr

Natur und Kultur
am Gögerl

Führung: W. Kraus,
G. Propach, R. Schmid

Treffpunkt: WM, Parkplatz
unterhalb Gögerl

Eine Veranstaltung des BN
und der WMer Agenda 21

Sonntag, 5. Juni,
 Startzeit: 9.30-10.30 Uhr

Hohenpeißenberger
Natur- und Fahrradrallye
Start und Ziel: Schreinerei

Vogl, Buchschorn
Besonders geeignet

für Familien mit Kindern

Ausweichtermin: 12.6.05

Bei einem Pressegespräch
des Deutschen Naturschutz-
rings (DNR) und des Bundes
Naturschutz in Bayern (BN)
im April 2005 in Berlin wur-
de verdeutlicht, dass die Zu-
kunft der frei fließenden
Donau im 70 km langen Ab-
schnitt zwischen Straubing
und Vilshofen in Nieder-
bayern auch von zentraler Be-
deutung für die weiteren 1.400
km Freifließstrecke in den öst-
lichen Donauanrainerstaaten
ist. Denn wenn es der baye-
rischen in Verbindung mit der
bundesweiten Kanal-Lobby ge-
lingen sollte, Staustufen beim
Donauausbau durchzusetzen,
so würde dadurch ein verhäng-
nisvoller Präzedenzfall für die
weitere Flussstrecke geschaffen
werden. Deshalb erklärten die
beiden Verbändevertreter, dass
die gesamte deutsche Ökolo-
giebewegung den Kampf für die
freie Donau unterstütze und die
Bundesregierung auffordere,
nicht vor der Kanallobby ein-
zuknicken. Denn zur Zeit führt
die Regierung von Niederbay-
ern ein Raumordnungsver-
fahren durch, bei dem auf Initia-
tive der Bayerischen Staatsre-
gierung neben dem so genann-
ten „Sanften Ausbau“ ohne
Staustufen auch Varianten mit
bis zu drei Staustufen unter-
sucht werden. Damit soll der
Bundestags-Beschluss von
2002 unterlaufen werden.
So wurde im Bundestag 2002
beschlossen, und so sollte es
längst sein: die Donau zwischen
Straubing und Vilshofen scho-
nend für den Schiffsverkehr
optimiert, der Hochwasser-
schutz für die Menschen, die am
Fluss leben, ernsthaft verbes-
sert und die unzähligen Tier-
und Pflanzenarten der „Arche
Noah Bayerns“ dauerhaft ge-
schützt. So sollte es sein, ist es
aber nicht. Stattdessen blockiert
eine skrupellose Kanal-Lobby
seit Jahren jede vernünftige
Lösung an der Donau, missach-
tet dabei geltendes Recht, den
Schutz der Menschen, die in
Hochwassergebieten sicher le-
ben wollen, und das Lebens-
recht gefährdeter Tiere und
Pflanzen. „Eigentlich nicht ein
Skandal, sondern mindestens
vier“, so Weinzierl und Weiger.

Kanal-Lobby gegen
demokratische Beschlüsse

Am 7. Juni 2005 werden es drei
Jahre, dass der Bundestag mit
der rot-grünen Koalitions-
mehrheit beschlossen hat: Es
gibt keine neuen Staustufen, die
Schifffahrtsverhältnisse an der
Donau werden nur mit Hilfe
„flussbaulicher“, also Natur
schonender Maßnahmen ver-
bessert. „Es ist empörend, dass
Bayern seither jede Verbesse-
rung für die Donau-Schifffahrt
mit Zustimmung des Bundes-
verkehrsministeriums ver-
schleppt hat. Noch empörender
ist, dass die Regierung von Nie-
derbayern seit Ende Januar ein
Raumordnungsver fahren
durchführt, in dem auch Stau-
stufenvarianten untersucht wer-
den – auf Initiative des baye-
rischen Wirtschaftsministers“,
findet Weiger. Otto Wiesheu ist
seit langem bekannt als Ver-
fechter von Staustufen und in-
zwischen – der „Bock als Gärt-
ner“ – auch Landesplanungsmi-
nister in Bayern.
Damit versucht die bayerische
Staatsregierung „durch die Hin-
tertüre“ ihre Staustufenplanun-
gen durchzusetzen, und zwar
gegen den erklärten Willen des
Bauherrn, das nämlich ist die
Bundesrepublik Deutschland.

Kanal-Lobby gegen
die Verkehrs-Realität

Begründet wird dieses absurde
Vorgehen mit der Forderung
nach gleichwertigen Schiff-
fahrtsverhältnissen von Rot-
terdam bis zum Schwarzen
Meer. Ein offensichtlich vorge-
schobenes Argument. Denn
zum einen können Schiffe die-
se Strecke auf dem Seeweg über
das Mittelmeer im Vergleich zur
Rhein-Main-Donau-Wasser-
straße in einem Drittel der Zeit
und zu einem Zehntel der Kos-
ten zurücklegen. Zum anderen
geht es auch nicht um die Be-
seitigung des „letzten Engpas-

ses“ zwischen Regensburg
und Salina am Schwarzen
Meer, denn mindestens 1400
von insgesamt 2400 Kilome-
tern der schiffbaren Donau er-
füllen nicht das politisch fest-
gelegte Ausbauziel von 2,50
Meter Abladetiefe.
Auch das häufig gebrauchte
Argument, die Schifffahrt ent-

laste die Straße, ist wegen der
völlig verschiedenen Fracht-
struktur des LKW-Verkehrs
schon längst durch Gutachten
widerlegt. Möglich wäre dage-
gen eine Verlagerung von Gü-
tertransporten von der Straße
auf die Schiene. Doch solange
die Politik kein Geld für den
Ausbau der Schiene in Ost-
West-Richtung beziehungswei-
se in Richtung Wien bereitstellt,
wird nicht einmal diese Entlas-
tung möglich.

Kanal-Lobby gegen
die Menschen an der Donau
Die Kritik des DNR und des
BN richtet sich aber nicht nur
gegen die bayerische Staatsre-
gierung: „Wir sind auch empört
darüber, wie es einer großen
Kanal-Lobby offensichtlich ge-
lungen ist, einen Bundestags-
beschluss mehr oder weniger
auszuhebeln und durch die
Verknüpfung von Schifffahrt
und Hochwasserschutz letzte-
ren um Jahre zu verzögern. Hier
werden kommerzielle Interes-
sen über die Hilfe für Menschen
gestellt, die in Passau und an-
deren gefährdeten Orten sicher
vor Hochwasser leben wollen“,
so Hubert Weinzierl.

Kanal-Lobby gegen
Recht und Natur

Was für die Donau als Fluss hof-
fen lässt, ist, neben dem Wider-
stand gerade der örtlichen Bevöl-
kerung gegen weitere Staustufen,
auch die rechtliche Situation.
Denn durch den Einsatz der
bayerischen und deutschen Um-
weltverbände musste das bayer.
Umweltministerium die Donau
zwischen Straubing und Vils-
hofen mit dem Isarmündungs-
gebiet als „Natura 2000“-Gebiet
nachmelden, um in letzter Minu-
te eine Verurteilung durch den eu-
ropäischen Gerichtshof abzu-
wenden.
Damit sind die europäische
Naturschutzbedeutung dieses
Abschnitts und die daraus zu

Skandal an der Donau
Baulobby und Bayerische Staatsregierung wollen Bundestag aushebeln

ziehenden Konsequenzen recht-
lich bestätigt. Sie laufen darauf
hinaus, dass der Staustufenbau
mit Europarecht nicht zu ver-
einbaren ist.
Auch nach der neuen europäi-
schen Wasserrahmenrichtlinie
ist der gute Zustand der Donau
zu erhalten. Die Einstufung des
ungestauten Abschnittes durch
das bayerische Umweltminis-
terium als „erheblich verän-
dert“ ist skandalös. Denn da-
durch werden die letzten freien
Fluss-Kilometer allen gestauten
Abschnitten gleichgestellt. Die-
se Einstufung dient natürlich
nur dem einen Zweck, einen
Staustufenbau zu ermöglichen.
DNR und BN werden dagegen
in Brüssel genauso vorgehen
wie bei dem erfolgreichen Ein-
satz für die Meldung der Donau
als „Natura 2000“-Gebiet.

Richard Mergner, Landesbeauftragter BN


